
der Volksvertretungen und zur Information der Abge­
ordneten zu leisten. Die regelmäßigen Berichterstat­
tungen der Direktoren und Richter vor den Volksver­
tretungen, die sie gewählt haben, sind daher — sowohl 
vor der Wahl als selbstverständlich auch danach — 
von außerordentlicher Wichtigkeit. Die Direktoren der 
Gerichte informieren die Volksvertretungen darüber 
hinaus in verschiedenen Formen, die sich aus dem 
Charakter und dem Gegenstand der Beratungen der 
Volksvertretungen ergeben, über Erkenntnisse und Er­
fahrungen aus der gerichtlichen Tätigkeit./2/
Dem Hauptanliegen nach weiterer Förderung und Ver­
stärkung der Gemeinschaftsarbeit der Rechtspflege­
organe mit den örtlichen Volksvertretungen, ihren Rä­
ten, Ständigen Kommissionen und den anderen Staats­
organen entspricht auch die durch den Beschluß des 
Staatsrates vom 30. Juni 1971 im einzelnen festgelegte 
Zusammensetzung der Wahlleitungsorgane — des zen­
tralen Wahlausschusses und seines Wahlbüros sowie 
der Bezirkswahlbüros. Grundlage der Arbeit ist die 
vom Minister der Justiz in seiner Verantwortung als 
Vorsitzender des zentralen Wahlausschusses auf Grund 
dieses Beschlusses im Einvernehmen mit dem Präsi­
dium des Nationalrates, dem Bundesvorstand des 
FDGB und dem Minister für die Anleitung und Kon­
trolle der Bezirks- und Kreisräte erlassene Wahlord- 
nung/З/, die durch eine ausführliche Wahlanleitung er­
gänzt wurde.
Um einen hohen politischen und gesellschaftlichen 
Wirkungsgrad der Arbeit aller für die Wahlen verant­
wortlichen Leitungsorgane sowie ein aktives Auftreten 
der Direktoren, Richter und Schöffen der Bezirksge­
richte in der Wahlvorbereitung zu erreichen, sind fol­
gende Prinzipien zu berücksichtigen:
In der gesamten Öffentlichkeitsarbeit, der inhaltlich 
die Beschlüsse des VIII. Parteitages und der 2. Tagung 
des Zentralkomitees der SED sowie der darauf auf­
bauende Aufruf des Nationalrates der Nationalen 
Front zu den Wahlen der Volkskammer und der Be­
zirkstage (ND vom 24. September 1971) zugrunde lie­
gen, muß deutlich werden, daß
— die Volkskammer und in den Bezirken die Bezirks­

tage die höchsten staatlichen Machtorgane zur Lei­
tung der Prozesse bei der Gestaltung der entwik- 
kelten sozialistischen Gesellschaft sind;

— die großen Aufgaben zur Realisierung der vom 
VIII. Parteitag vorgegebenen gesellschaftlichen Ent­
wicklung die bewußte, aktive und schöpferische 
Arbeit eines jeden Werktätigen erfordern;

— die umfassende Durchsetzung des sozialistischen 
Rechts, die Gewährleistung von Ordnung und Si­
cherheit und die Vorbeugung und Bekämpfung von 
Rechtsverletzungen wichtige Aufgaben bei der Ge­
staltung der entwickelten sozialistischen Gesell­
schaft sind, die nur im Zusammenwirken aller staat­
lichen und gesellschaftlichen Kräfte gelöst werden 
können.

Hiervon ausgehend werden die Direktoren, Richter und 
Schöffen der Bezirksgerichte bei ihrem Auftreten in 
der Öffentlichkeit insbesondere die Rolle des sozialisti­
schen Rechts und die Aufgaben der Gerichte und aller 
gesellschaftlichen Kräfte bei der Wahrung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit darlegen. Dabei sollen fol­
gende Hauptfragen im Mittelpunkt stehen:
— Wie ist es durch eine breite Einbeziehung der Bür­

ger in die Tätigkeit der staatlichen und gesell-

/2/ Vgl. hierzu „Höhere Effektivität der Berichterstattungen 
der Gerichte vor den Volksvertretungen“, NJ 1971 S. 509 f.
/3/ АО über die Wahl der Direktoren, Richter und Schöffen 
der Bezirksgerichte im Jahre 1971 — Wahlordnung — vom 
23. Juli 1971 (GBl. П S. 532).

schaftlichen Gerichte gelungen, eine hohe gesell­
schaftliche Wirksamkeit der Rechtsprechung zu er­
reichen?

— Wie haben die Richter, Schöffen und Mitglieder der 
gesellschaftlichen Gerichte dazu beigetragen, Ur­
sachen und Bedingungen von Rechtsverletzungen 
und -konflikten zu überwinden, das Rechtsbewußt­
sein der Bürger zu festigen und sozialistische Bezie­
hungen im Zusammenleben der Bürger tiefer auszu­
prägen ?

— Wie nimmt das Bezirksgericht darauf Einfluß, daß 
die Leiter der staatlichen Organe, Betriebe und 
Kombinate ihrer Verantwortung gemäß Art. 3 StGB 
und den Verpflichtungen aus dem Ministerratsbe­
schluß vom 26. November 1969/4/ gerecht werden?

— Wie sorgen die staatlichen Gerichte dafür, daß die 
Erfahrungen und Erkenntnisse aus der Tätigkeit 
der Gerichte (einschließlich Konflikt- und Schieds­
kommissionen) für die Leitung der gesellschaftlichen 
Prozesse im Territorium durch die örtlichen Volks­
vertretungen und ihre Organe genutzt werden kön­
nen?

— Welche wesentlichen Feststellungen ergeben sich 
aus der Auswertung der Erfahrungen und Erkennt­
nisse der staatlichen und gesellschaftlichen Ge­
richte für den weiteren gesamtgesellschaftlichen 
Kampf gegen Rechtsverletzungen sowie für die Ge­
währleistung von Ordnung und Sicherheit und wel­
che typischen Erscheinungen gibt es, die die konti­
nuierliche Verbesserung der Arbeite- und Lebensbe­
dingungen der Bürger hemmen?

Die Kandidaten für die Funktionen der Direktoren, 
Richter und Schöffen der Bezirksgerichte nehmen aktiv 
an Wahlversammlungen und anderen Veranstaltungen 
in Vorbereitung der Wahlen teil, treten als Referenten 
oder mit Diskussionsbeiträgen auf und werden zu­
gleich vorgestellt. Dies trifft gleichermaßen für die 
Richter des Obersten Gerichts zu, deren Wahlperiode 
jetzt ebenfalls abläuft und die im Zusammenhang mit 
der Konstituierung der Volkskammer nach den Wahlen 
vom 14. November 1971 durch unsere oberste Volks­
vertretung neu gewählt werden. Die Schöffenkandida­
ten für die Bezirksgerichte, deren Auswahl durch die 
Parteien und Massenorganisationen erfolgt, sollen vor 
allem in Wahlveranstaltungen in ihrem Betrieb oder 
Wohnort vorgestellt werden und über ihre Erfahrungen 
aus ihrer Tätigkeit als Schöffe berichten.
Diese Berichterstattung der Direktoren, Richter und 
Schöffen der Bezirksgerichte „dient der demokratischen 
Kontrolle der Öffentlichkeit über die Arbeit der 
Justizorgane. Sie soll auch dazu beitragen, unsere Bür­
ger mit dem Wesen und Inhalt unseres sozialistischen 
Rechts vertraut zu machen, so daß sie es in stärkerem 
Maße als Ausdruck und Wahrnehmung ihrer eigenen 
Interessen sehen und sich seine Normen immer mehr 
zu eigen machen“/5/.
Natürlich kann die Behandlung von Fragen unseres 
sozialistischen Rechts und der Gewährleistung der so­
zialistischen Gesetzlichkeit nicht allein vom Auftreten 
der Richter und Schöffen in den Wahlveranstaltungen 
abhängen. Vielmehr tragen alle Staatsorgane und Aus-

/4/ Beschluß des Ministerrates zum Bericht über die ersten 
Erfahrungen seit Erlaß des Strafgesetzbuches der DDR bei der 
Durchsetzung der Verantwortung der Leiter der Staats- und 
Wirtschaftsorgane für die Verhütung von Straftaten. Zum 
Inhalt des Beschlusses und zu seiner Verwirklichung vgl. Duft, 
„Entwicklung einer wissenschaftlichen Führungstätigkeit bei 
der Verhütung von Straftaten und anderen Rechtsverletzun­
gen“, NJ 1970 S. 472 ff., und Duft/Pruss, „Dem Alkoholmiß­
brauch konsequent entgegenwirken!“, NJ 1971 S. 535 ff.
/5/ E. Honecäcer, „Die Vorbereitung und Durchführung der 
Wahlen zur Volkskammer und zu den Bezirkstagen“, Referat 
auf der 2. Tagung des Zentralkomitees der SED, Berlin 1971, 
S. 43
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